
AG ZWICKAU – unabhängige Wählervereinigung e.V.

WAHLPROGRAMM FÜR DIE KOMMUNALWAHL 2004

Die AG Zwickau ist eine Vereinigung von kommunalpolitisch interessierten und engagierten
Personen,  die  sich  für  ihre  Stadt  und  deren  positive  Fortentwicklung  unabhängig  von
parteipolitischen Machtsystemen einsetzen wollen.

Die  AG  Zwickau  hat  es  sich  zum  Ziel  gesetzt,  mit  sach-  und  fachkompetenten
Persönlichkeiten  zur  Kommunalwahl 2004  anzutreten  und  mit  einer  arbeitsfähigen  und
wirkungsvollen Fraktion in den Stadtrat einzuziehen. Das Gemeinwohl der Stadt Zwickau
und ihrer Bürgerinnen und Bürger wird Maßstab für die Arbeit der gewählten Stadträte sein.

Die  Persönlichkeiten,  die  für  die  Liste  der  AG  Zwickau  kandidieren,  sehen  für  die
kommunalpolitische Arbeit der nächsten Jahre die folgenden Schwerpunkte, die in Ziele und
Schritte  untergliedert  sind.  Diesen  vorangestellt  ist  jeweils  eine  kurze  Skizze  der
Ausgangssituation. Sie  erhebt  keinen Anspruch auf  Vollständigkeit,  sondern  konzentriert
sich auf  die  Aspekte,  die  die AG Zwickau primär  für  veränderungswürdig  und zugleich
kommunalpolitisch beeinflussbar hält.

M I T B E S T I M M U N G    U N D    B E T E I L I G U N G 

Kommunalpolitisches Handeln kann nur erfolgreich sein, wenn die Bürgerinnen und Bürger
selbst umfassend an Entscheidungsprozessen beteiligt werden und ihr Sachverstand sowie
das Know-how von Fachorganisationen, Interessenvertretungen und Unternehmen in diese
Prozesse systematisch einbezogen wird. Erhebliche Finanzmittel, die in den letzten Jahren
aufgrund  von  Fehlentscheidungen  vergeudet  wurden,  hätten  unter  dieser  Prämisse
eingespart und nutzbringender eingesetzt werden können. 

Darüber  hinaus ist  bei  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  ein  erheblicher Vertrauensverlust
gegenüber Politik und Verwaltung zu verzeichnen, der seine Ursache wesentlich in einer
unzureichenden oder falschen Information der Öffentlichkeit hat.

Der  europaweite  Agenda-21-Prozess  zur  Bewältigung  wirtschaftlicher,  sozialer  und
ökologischer  Problemlagen  geht  bislang  nahezu  spurlos  an  der  Stadt  Zwickau  vorbei,
während andere Städte damit bedeutende Entwicklungsfortschritte erzielen konnten.

Ziel:

Zwickau ist  eine  Stadt,  in  der  Bürgerbeteiligung  an politischen Entscheidungsprozessen
gewollt ist und bürgerschaftliches Engagement professionell gefördert wird. 

Schritte: 

- Frühzeitige,  ehrliche  und  wirkungsvolle  Information  der  Öffentlichkeit  über
stadtentwicklungspolitisch relevante Entscheidungen und Entscheidungsprozesse.
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- Vernetzung aller  außerparlamentarischen Initiativen, die an der Entwicklung Zwickaus
Interesse haben. 

- Einrichtung eines Agenda21-Büros in unabhängiger Trägerschaft. 

- Herstellung  professionell  strukturierter  und  effektiver  Beteiligungsmöglichkeiten  der
Bürgerschaft.

B Ü R G E R N A H E S   D I E N S T L E I S T U N G S U N T E R N E H M E N   U N D

K O M P E T E N Z Z E N T R U M   S T A D T 

Kommunalverwaltung  und  Kommunalpolitik  haben  im  Europa  des  ausgehenden  20.
Jahrhunderts einen tief greifenden Wandlungsprozess begonnen. Sie rücken ab von einem
überholten  hoheitsstaatlichen,  bürgerfernen  und  nicht  zuletzt  unwirtschaftlichen
Selbstverständnis  und  entwickeln  sich  zu  modernen  und  wirtschaftlich  arbeitenden
Dienstleistungsunternehmen mit konsequenter Kundenorientierung.

Dieses Verständnis ist bislang in Zwickau sowohl in der Verwaltung als auch im Stadtrat nur
rudimentär ausgeprägt. Die Folge sind unzufriedene Bürgerinnen und Bürger.

Ziele: 

Die Verwaltung leistet einen fachgerechten Kundendienst durch qualifiziertes und motiviertes
Personal und mit den Möglichkeiten moderner Medien.

Schritte: 

- Systematische  Fortbildung  des  Verwaltungspersonals,  insbesondere  in  Fragen  der
Fachlichkeit, der Kundenorientierung und des Konfliktmanagements. 

- Herstellen kurzer Entscheidungswege durch den Abbau von hemmenden Hierarchie-
Ebenen. 

- Herstellung wirkungsvoller und Kosten sparender Kooperationsbeziehungen zwischen
Verwaltung, Vereinen und Fachorganisationen.

Z U K U N F T    M I T    Z E N T R U M 

Die Zwickauer Innenstadt leidet unter erheblichen Strukturproblemen. Obwohl die bauliche
Substanz weiter Teile der Innenstadt saniert sind, ist die Entwicklung unsanierter Objekte
(Ostersteinareal,  Schocken-Kaufhaus)  mangels  wirtschaftlicher  Nutzungskonzepte  zum
Erliegen gekommen. Der Innenstadt fehlt es an Funktionsvielfalt und urbanem Leben.
Auf  Grund  städtebaulicher  Fehlentscheidungen  sind  Bereiche  des  unmittelbaren
Stadtzentrums in ihrer Existenz als Handels- und Dienstleistungsstandort extrem gefährdet.
Das Wohnen in der Innenstadt ist unterentwickelt.
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Der Bevölkerungsrückgang in Sachsen wird sich bis zum Jahr 2020 und darüber hinaus
weiter fortsetzen. Die Stadt Zwickau wird in diesem Zeitraum voraussichtlich weitere 20.000
Einwohner verlieren. 

Um unter diesen Voraussetzungen die Attraktivität der Stadt Zwickau (sowohl städtebaulich
als auch haushaltswirtschaftlich)  sicher  zu stellen, muss die zukünftige Stadtentwicklung
einen Konzentrationsprozess  von außen nach  innen darstellen.  Während  am Stadtrand
Kapazitäten  zurückgebaut  werden  müssen,  sind  die  Kernstadtbereiche  Zwickaus
städtebaulich aufzuwerten. 
Alle innenstadtrelevanten Entwicklungen sind ausschließlich in den Kernstadtbereichen zu
realisieren. Dies betrifft insbesondere die Bereiche Einzelhandel und Märkte, Dienstleistung
und Wohnen.
Zur  Entwicklung  des  urbanen  Lebens  ist  die  Nutzung  des  öffentlichen  Raums  in  der
Innenstadt aktiv zu fördern. 

Ziele:

- Die Innenstadt ist die attraktive politisch-kulturelle Mitte und urbanes Zentrum der Stadt.

- Die Innenstadt ist Sitz der am meisten frequentierten Ämter der Stadtverwaltung.

- Die  Innenstadt  ist  gesuchter  Standort  des  tertiären  Wirtschaftssektors  (Handel,
Dienstleistungen, klein- und mittelständiges Gewerbe) und verfügt über alle notwendigen
Standortfaktoren.

- Die Innenstadt ist bevorzugter Ort des Wohnens in der Stadt Zwickau.

- Das Stadtzentrum ist ein überregional bekanntes touristisches Ziel.

Schritte: 

- Bevorzugte  Ansiedlung  maßgeblicher  städtischer  Funktionen  im  Zwickauer
Kernstadtbereich  und  Wiederbelebung  des  Rathauses  als  zentraler  Anlaufpunkt  für
Bürgeranliegen.

- Schrittweise  Rückverlagerung  hoch  frequentierter  Ämter  der  Stadtverwaltung  ins
Stadtzentrum.

- Wirksame  finanzielle  Förderung  von  kulturellen  und  sozialen  Vorhaben  sowie
Unterstützung  bei  Investitionen  des  Einzelhandels,  der  Gastronomie  und  der
Wohnungswirtschaft im Innenstadtbereich.

- Schaffung regulativer und finanzieller Voraussetzungen in der Sondernutzungssatzung
zur aktiven Nutzung des öffentlichen Raums durch Handel und Gastronomie.

- Verbesserung  der  Erreichbarkeit  des  Stadtzentrums  für  öffentlichen  und
Individualverkehr  durch  Ausbau  der  Parkplatzangebote  und  ein  intelligentes
Parkleitsystem.
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- Erarbeitung und Umsetzung einer Stadtmarketingkonzeption und Beteiligung der Stadt
an Marketingaktivitäten der Privatwirtschaft (public-private partnership).

- Förderung  eines  vielfältigen  kulturell-geistigen  Lebens  in  der  Innenstadt,
kundenorientierte Angebote (Öffnungszeiten!) der touristischen Ziele (Museen). 

- Zielgerichtete Zusammenarbeit mit den Gewerbetreibenden der Innenstadt.

- Einleitung  offensiver  und  konsequenter  Bemühungen  zur  Lösung  des  „Schloss-
Osterstein-Problems“ 

W I R T S C H A F T 

Die Stadt Zwickau befindet sich in einer angespannten wirtschaftlichen Situation. Während
die  Automobilindustrie  dem  Arbeitsmarkt  positive  Impulse  gibt,  entwickelt  sich  der
Mittelstand, insbesondere im tertiären Wirtschaftssektor, schleppend. 
Neben  der  hohen  Arbeitslosenquote  von  ca.  18,5  %  hat  dies  zur  Folge,  dass  das
Gewerbesteueraufkommen der Stadt Zwickau nicht ausreicht, um die städtischen Aufgaben
befriedigend zu erfüllen.
Das Vertrauen der Wirtschaft in die Sachkompetenz der Verwaltung ist beschädigt. Unklare
Strukturen  der  Wirtschaftsförderung,  nicht  nachvollziehbare  wirtschaftspolitische
Entscheidungen und fehlende mittel- bis langfristige Konzepte haben die Attraktivität der
Stadt Zwickau als Wirtschaftsstandort nachhaltig geschwächt.

Angesichts  der  angespannten  Finanzlage  sind  die  traditionellen  Instrumente  der
kommunalen  Wirtschaftsförderung,  wie  z.B.  Infrastrukturerstellung  und
Investitionsförderung, neu auszurichten. Darüber hinaus steht die Wirtschaftsförderung vor
der Aufgabe, zukünftig komplexer werdende Problem- und Fragestellungen zu bewältigen.
Sie  muss  dabei  als  Mittler  zwischen  Wirtschaft  und  Verwaltung  zunehmend  zu  einer
Serviceeinrichtung werden.
Die  Verwaltungsflexibilisierung  als  wesentlicher Ausdruck  der  neuen  Kundenorientierung
nimmt dabei immer mehr eine besondere Stellung unter den Standortfaktoren ein. In dem
Kontinuum der Standortfaktoren liegt dieses Kriterium an zentraler Stelle zwischen den sog.
harten und weichen Standortfaktoren.
Voraussetzung für eine nachfrageorientierte zeitgemäße Aufgabenbewältigung ist in erster
Linie  die  Entwicklung  eines  neuen  Rollenverständnisses  der  kommunalen
Wirtschaftsförderung.  Wirtschaftsförderung  darf  sich  nicht  nur  als  reagierende
Bürokratiestelle  sehen,  sondern  muss  die  Funktionen  eines  Initiators  und  Moderators
übernehmen. Dieses  Rollenverständnis  erfordert  sowohl  eine  veränderte  Haltung  der
Wirtschaftsförderung  gegenüber ihren Kunden, als auch effektive Organisationsstrukturen
fernab von persönlichem oder parteipolitischem Machtstreben.

Ziele: 

- Die Stadt Zwickau entwickelt sich zu einem überregional gesuchten Wirtschaftsstandort
in  Sachsen.  Die  Standortbedingungen werden entsprechend den  Anforderungen der
Wirtschaft gemeinsam mit dem Landkreis in herausragender Weise entwickelt.
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- Die Stadt Zwickau hat ein geschärftes, von der Region unabhängiges Wirtschaftsprofil.
Mittels eigenständiger wirtschaftlicher Kompetenz präsentiert sich Zwickau als attraktiver
Wirtschaftsstandort. 

- Die aktive Pflege der bestehenden Unternehmen sowie eine offensive Ansiedlungspolitik
sind  die  Hauptinstrumente  einer  kompetenten  und  flexiblen  Wirtschaftsförderung.
Verlässlichkeit und Berechenbarkeit schaffen ein wirtschaftsfreundliches Klima.

- Der industrielle und der tertiäre Wirtschaftssektor  werden als gleichberechtigte Träger
des Arbeitsmarktes und somit der kommunalen Finanzkraft gefördert. 

Schritte: 

- Zur Wirtschaftsförderung der Stadt Zwickau wird eine Stabsstelle des OB errichtet, die
mit den notwendigen Haushaltsmitteln ausgestattet ist und Schlüsselstellung innerhalb
der Verwaltung mit hohen Kompetenzen gegenüber anderen Ämtern einnimmt.

- Einbeziehung wirtschaftlicher Sachkompetenz aus Theorie und Praxis in die politischen
Entscheidungsprozesse.

- Transparente  und  nachvollziehbare  wirtschaftspolitische  Entscheidungen  durch  den
Einsatz von geeigneten Controlling-Instrumenten. 

- Konsequente  Nutzung  kommunaler  Auftragsvergaben  als  Instrument  der
Wirtschaftsförderung.

- Rückhaltlose  Unterstützung  unternehmerischen  Engagements  bei  großzügiger
Auslegung gesetzlicher Rahmenbedingungen.

- Verstärkte Mittelstandsförderung.

- Offensives Standortmarketing.

B I L D U N G S S T A N D O R T

Die PISA-Studie hat deutlich werden lassen, dass es in Deutschland großen Nachholbedarf
in Fragen der Bildung gibt. 

Unternehmen,  die  in  Zwickau  ansässig  sind  bzw.  sich  in  Zwickau  und  Umgebung
niederlassen möchten, fragen nach gut ausgebildetem Personal mit hohen fachlichen und
sozialen Kompetenzen.

Bildung und Ausbildung nehmen ihren Anfang bereits  im frühen Kindesalter. Die in den
letzten Jahren gewachsene plurale Kita-Landschaft mit je unterschiedlichen Ansätzen und
pädagogischen Konzepten darf dem finanzpolitischen Rotstift nicht zum Opfer fallen. 
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Die wenigen Beispiele freier Schulen in Zwickau zeigen, dass es für deren Bildungsangebote
eine große Nachfrage gibt.  Weitere  Initiativen  sind im Aufbau begriffen.  Aufgrund einer
restriktiven Gesetzgebung hinsichtlich der Errichtung und Betreibung von Schulen in freier
Trägerschaft,  bedürfen  diese  Initiativen  zumindest  in  der  Startphase  dringend  der
Unterstützung durch die Stadt. Konkurrenz belebt den Bildungsmarkt und wird insgesamt zu
einem qualitativ höheren Bildungsniveau der Kinder und Jugendlichen führen.

Für die Stadt Zwickau und ihre Entwicklung ist es von nicht zu unterschätzender Bedeutung,
dass  sie  Hochschulstandort  ist.  Das  dort  vorhandene  fachwissenschaftliche  und
anwendungsorientierte Know-how wird bislang nur sporadisch durch die Stadt genutzt. Von
einem konsequenten und systematischen Ausbau der Kooperationsbeziehungen zwischen
Stadt und Hochschule werden beide Seiten profitieren können.

Ziele: 

Zwickau ist  der  bedeutendste Bildungsstandort  im  südwestsächsischen  Raum,  der  sich
durch eine plurale Kita- und Schullandschaft und eine hoch frequentierte Fachhochschule
auszeichnet.

Schritte: 

- Finanzielle und ideelle Förderung von Initiativen zur Gründung und Betreibung privater
Kitas und Schulen unter besonderer Berücksichtigung der Integration Behinderter und
der Begabtenförderung. 

- Bedarfsorientierter Erhalt einer pluralen Kita-Landschaft.

- Entwicklung eines finanzierbaren mittelfristigen Kita- und Schulsanierungsprogramms.

- Gezielte Nutzung von Synergie-Effekten durch die planmäßige Kooperation zwischen
Kommune und Fachhochschule.

- Den Erfordernissen der Wirtschaft entsprechende berufliche Bildung.

S T A D T T E I L E 

Die einzelnen Stadtteile Zwickaus sind von sehr unterschiedlicher Prägung. Sie werden in
den  kommenden  Jahren  durch  Wanderungsbewegungen  und  den  Rückgang  der
Bevölkerung zum Teil  einem gravierenden Wandel  unterzogen werden, der nüchtern zu
beobachten und zu analysieren sein wird. 

Vorhandene Planungen gehören aufgrund dieser Veränderungsprozesse dringend auf den
Prüfstand und müssen an den prognostizierten Zahlen sowie den Bedürfnissen der in den
Stadtteilen lebenden Bürgerinnen und Bürgern ausgerichtet werden. Historisch gewachsene
Ortsteile sollen dabei ihre Identität weitestgehend bewahren.

Ziel:

6



Die Stadtteile sind attraktive Wohn- und Lebensräume für alle Generationen. 

Schritte: 

- Verabschiedung eines zukunftsorientierten Flächennutzungsplanes.

- Bürgerorientierte verkehrstechnische Anbindung an das Zentrum.

- Entwicklung konkreter, nachvollziehbarer und nachhaltiger Schritte des Rückbaus in den
Plattensiedlungen bei gleichzeitiger Flächenneuordnung unter Einbeziehung betroffener
Bürger.

- Erhalt  von  gewachsenen  stadtteilspezifischen  Strukturen  unter  Beachtung  neuer
Situationen und Bedürfnisse. 

B A R R I E R E F R E I E  U N D   B E H I N D E R T E N F R E U N D L I C H E   S T A D T

In der Frage der Integration behinderter Menschen ist auf europäischer Ebene in den letzten
10 Jahren enorm viel an Entwicklung geschehen. Bezeichnend und zugleich wegweisend für
diesen Prozess ist die Erklärung von Barcelona von 1995 „Die Stadt und die Behinderten“.
Darin heißt es u. a., „dass die Behinderten ein Recht auf Gleichbehandlung als Bürgerinnen
und Bürger haben...,  ein Recht darauf,  an der sozialen Dynamik der Gemeinschaft  ohne
Einschränkung teilzuhaben, sowie darauf,  sich an dem Wohlstand  zu erfreuen,  den die
Entwicklung dieser Gemeinschaft hervorgebracht hat.“

Inzwischen wurde diese Erklärung, die zugleich eine Reihe von Selbstverpflichtungen der
Kommunen enthält, von einer Vielzahl europäischer Städte unterzeichnet. Zwickau gehört
weder  zu  den  Mitunterzeichnern,  noch  zu  den  Städten,  die  als  behindertenfreundlich
bezeichnet werden können. Dazu fehlt  es bislang an einem klaren Programm,  an einer
klaren  politischen  Willensbildung,  einem  verbindlichen  Maßnahmekatalog  und  der
erforderlichen Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit.

Ziel: 

In Zwickau haben alle Menschen, unabhängig von Alter und Geschlecht, sozialem Status
oder  Art  der  Behinderung  die  Möglichkeit  der  aktiven  Teilnahme  und  Teilhabe  am
gesellschaftlichen Leben.

Schritte: 

- Wirksame  Förderung  und  Unterstützung  aller  Initiativen  zur  Gleichstellung  und
Integration von Menschen mit den verschiedensten Behinderungen.

- Die  Stadt  betreibt  eine  aktive  Öffentlichkeitsarbeit  und  unterstützt  soziale
Bildungsangebote zum Abbau der „Barrieren in den Köpfen“.
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- Für die Aufgaben des Behinderten-Beauftragten wird eine Planstelle eingerichtet und
besetzt.

- Bildung  und  Unterstützung  einer  IG  Integration  zur  Ermittlung  und  Umsetzung
bedarfsgerechter  Maßnahmen  bei  der  Gestaltung  einer  barrierefreien  und
behindertenfreundlichen Stadt

- Betroffenen-Vertretungen  werden  frühzeitig  und  systematisch  in  Planungsvorhaben
einbezogen.

- Bei Neu- und Umbau sowie bei der Sanierung von Gebäuden und Einrichtungen sollen
die Belange behinderter Menschen besondere Beachtung finden.

VERKEHR

Rote Ampeln, fehlende Fußgängerschutz- und Radwege, leere Straßenbahnen und Staus
auf den durch die Stadt führenden Bundesstraßen – diese Eindrücke sind vielen in Zwickau
vertraut.

Die Grundlagendokumente für die Verkehrsplanung sind überaltert und bedürfen dringend
der Aktualisierung.

Die  Städtischen  Verkehrsbetriebe  sind  ohne  eine  sinnvolle  Verbundlösung  mit  dem
Zwickauer Umland sowie in der bisherigen Unternehmensstruktur weder überlebensfähig
noch kundenfreundlich.

Ziel: 

Die  verkehrstechnische  Infrastruktur  der  Stadt  entspricht  so  weit  als  möglich  den
unterschiedlichen Bedürfnissen der Bürger, der Besucher sowie der Wirtschaft. 

Schritte: 

- Überarbeitung  des  Verkehrsentwicklungsplanes  und  Verkehrswegeplanes  auf  der
Grundlage aktueller und verlässlich prognostizierter Daten.

- Steigerung  der  Attraktivität  des  ÖPNV  durch  Vernetzung  mit  dem  Umland  und
Einbeziehung privaten Know-hows und Kapitals.

- Schaffung  eines  engmaschigen  Radwegenetzes  zur  Entlastung  des  motorisierten
Individualverkehrs. 

- Konsequente  Instandhaltung  von  Fußwegen  einschließlich  der  Schaffung  von
gesicherten Fußgängerüberwegen. 
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- Intelligente Baustellenkoordinierung und Gestaltung von Umleitungen bei Erfordernis.

- Schrittweiser Ausbau des elektronisch gesteuerten Ampelsystems mit dem Ziel einen
flüssigen Individualverkehr zu ermöglichen und den Schadstoffausstoß in Grenzen zu
halten.

L E B E N S Q U A L I T Ä T 

Die Frage nach der Lebensqualität in einer Stadt ist wesentlich die Frage nach den sog.
weichen Standortfaktoren. Ein vielfältiges Angebot in den Bereichen Kunst und Kultur steht
damit  ebenso  auf  der  Agenda  der  kommunalpolitischen  Verantwortungsträger  wie  die
bedarfsgerechte  Fortentwicklung  eines  effektiven  sozialen  Netzwerkes.  In  diesem
Zusammenhang haben die Themen der Betroffenbeteiligung, der Familienfreundlichkeit, der
Bedürfnisse  sozialer  Minderheiten  und  insbesondere  der  sozialen  Kommunikation  und
Interaktion eine nicht zu unterschätzende Bedeutung.

Die Stadt muss dieses Angebotsspektrum weder selbst errichten noch selbst unterhalten.
Vielmehr muss sie konsequenter und zielgerichteter als bisher die Voraussetzungen dafür
schaffen, dass sowohl gemeinnützige als auch kommerzielle Träger Bedingungen vorfinden,
die eigenes Handeln ermöglichen und eine berechenbare Perspektive eröffnen.

Ziele: 

Um die Lebensqualität in der Stadt nachhaltig zu entwickeln, werden alle gesetzlichen und
politischen Handlungsmöglichkeiten im Interesse der Bürgerinnen und Bürger ausgeschöpft.

Schritte:

- Bei der Gestaltung von Satzungen werden alle gesetzlichen Spielräume ausgeschöpft,
um urbanes Leben so bunt und vielfältig wie möglich gestalten zu können. 

- Familienrelevante  Entscheidungen  werden  unter  dem  Aspekt  der  Kinder-  und
Familienfreundlichkeit getroffen. 

- Zum Abbau sozialer Benachteiligungen und zur Vorbeugung gegen soziale
Verwerfungen wird eine fachlich fundierte und wirkungsvolle Sozialplanung in
Kooperation mit den Fachverbänden zielgerichtet ausgebaut.

- Zur Förderung von Aktivitäten zur Gleichstellung von Frauen und Männern erhält die
Gleichstellungsbeauftragte ausreichende Kompetenzen und ein angemessenes
Haushaltsbudget.

- Förderung einer vielfältigen Freizeit- und Kulturlandschaft einschließlich vielfältiger
Angebote des Sports auf gewerblicher wie gemeinnütziger Grundlage. 

- Bildung verkehrsberuhigter Zonen in geschlossenen Wohngebieten und Schaffen von
Umgehungsmöglichkeiten für den Durchgangsverkehr.

- Förderung generationsübergreifender Aktivitäten zur Entwicklung von Toleranz und
gegenseitigem Verständnis.

-
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O R D N U N G   U N D   S I C H E R H E I T

Eine schmutzige Stadt wirkt abstoßend. Dunkle Straßenzüge wecken Ängste. Zugeparkte
Fuß- und Radwege behindern besonders diejenigen, die in ihren Bewegungsmöglichkeiten
eingeschränkt sind. 

Die Frage, wie in der Stadt Ordnung und Sicherheit gewährleistet werden kann, ist nach
Überzeugung  der  AG  Zwickau  nicht  mit  der  Frage  nach  der  Zahl  der  Politessen  zu
beantworten. Vielmehr sind Ordnung und Sicherheit primär eine Frage des Bewusstseins
der Bürgerinnen und Bürger. 

Zivilcourage, die bereit und in der Lage ist, gegen Unsauberkeit und Ordnungswidrigkeiten
vorzugehen, heißt das Gebot der Stunde. Darum sind Aktivitäten, die der Aufklärung und
Prävention  dienen,  systematisch  zu  planen  und  umzusetzen.  Zugleich  müssen
Ordnungswidrigkeiten zeitnah und konsequent geahndet werden

Ziel:

Ordnung und Sicherheit sind in städtischer Verantwortung das Ergebnis der Zivilcourage von
Bürgerinnen und Bürgern.

Schritte:

- Intensive  Öffentlichkeitsarbeit  der  Ordnungsverwaltung  zu  aktuellen  oder  sich
entwickelnden Problemlagen.

- Förderung von Initiativen zur präventive Aufklärung und Sensibilisierung der Bevölkerung
gegen Gewaltbereitschaft, Fremdenhass und Drogenmissbrauch.

- Sorgfältige  Abwägung  unterschiedlicher  Interessen  und  Transparenz  bei
ordnungsrechtlichen Entscheidungen der Kommune.

- Präventiver Einsatz von Sozialarbeitern und Ordnungskräften zur Bewältigung sozialer
Konflikte. 

- Auslobung eines jährlichen Bürgerpreises „Zivilcourage“ 

H A U S H A L T

Die  Politik  der  Stadtspitze  sowie  der  sie  tragenden  politischen  Parteien  hat  in  den
vergangenen 14 Jahren dazu geführt,  dass die heutige Haushaltssituation der Stadt als
katastrophal bezeichnet werden muss. Kommunale Pflichtaufgaben können nicht mehr im
erforderlichen  Umfang  erfüllt  werden.  Der  hohe  Schuldenstand  bindet  zur  Verfügung
stehende Haushaltsmittel in  zweistelliger Millionenhöhe. Mittel zur  Finanzierung wichtiger
Investitionen  können  nicht  mehr  bereitgestellt  werden.  Das  führt  nicht  nur  zu  einem
Investitionsstau, sondern auch dazu, dass die Stadt als Auftraggeber für die einheimische
Wirtschaft weitgehend ausfällt. 
Wer  die  Ursache dafür  nur  in  einer  verfehlten Finanzpolitik von Bund  und  Land  sieht,
übersieht,  dass  die  Haushaltsprobleme der  Stadt  in  großen  Teilen  hausgemacht  sind.
Zweifelhafte  Groß-  und  Leasingprojekte,  unzureichende  Kosten-  und  Qualitätskontrolle
seitens der Verwaltung, leichtfertiger Umgang mit Steuergeldern und mangelndes fachliches
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Knowhow haben bis in die jüngste Vergangenheit maßgeblich zur Entstehung der heutigen
Finanzkrise beigetragen. 
Ein  übergreifender  politischer  Wille  zur  Bewältigung  dieser  Krise  ist  weder  bei  der
Stadtspitze, noch bei den im Stadtrat vertretenen politischen Parteien zu erkennen.
Es  fehlt  an  einem  tragfähigen,  langfristig  wirksamen  und  sozial  verantwortungsvollen
Konsolidierungsprogramm. Es ist an der Zeit, die Konsolidierung des städtischen Haushaltes
mit Transparenz und Konsequenz anzugehen.

Ziele:

- Die Stadt Zwickau konsolidiert ihren Haushalt bis zum Jahr 2008.
- Für  die  Konsolidierung  des  Haushaltes  müssen  die  Grundsätze  der  Transparenz

(Haushaltsklarheit  und  –wahrheit),  der  konsequenten  Ausgabenreduzierung,  der
sozialen Ausgewogenheit sowie der Nachhaltigkeit das Primat haben.

- Der Wille zur Konsolidierung muss gegenüber partei- und machtpolitischen Interessen
überwiegen.

Schritte:

- Öffentlichmachung  der  Situation  und  verschiedener  Optionen  zur  Bewältigung  der
akuten Finanzkrise.

- Bürgerforen mit kompetenten Referenten.
- Haushaltsplanung nach den Grundsätzen der Haushaltsklarheit und –wahrheit und unter

Anwendung neuester verwaltungswissenschaftlicher Erkenntnisse.
- Breite Einbeziehung der Betroffenen in Fragen der Gebührengestaltung.
- Konsequentes Ausschöpfen von Synergiepotenzialen innerhalb der Verwaltung und in

den Unternehmen mit städtischer Beteiligung.
- Entwickeln  und  konsequentes  Umsetzen  eines  Konzeptes  zur  nachhaltigen

Personalkostenreduzierung  in  der  Verwaltung  einschließlich  der  Einsparung  von
mindestens zwei Bürgermeisterstellen.

Zwickau, den 18.02.2004
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